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'"
Bericht des Ausschusses ,für Verfassung und Verwaltung,

betreffend das Landesverfassungsgesetz, mit dem das O.ö.Landes" " .'
, Verfassungsgesetz 1971 geändert wird·, ',' ::' ,,:, ::
(O.Ö. Landes-Verfassungsgesetznovelle 1985)

(L-237/9-XXII)

Der Schutz der Umwelt ist gerade auch im Gefolge des
imposanten Wiederaufbaus in Oberösterreich nach 1945
und vor allem, infolge des erreichten hohen Lebens-
standards zu einem jener gesellschaftlichen Probleme
geworden, die verstärkte Aktivitäten des Staates erfor-
dern. Beim Umweltschutz genauso wie bei der Bewälti-
gung anderer Probleme kann der' Staat prinzipiell nur
subsidiär eingreifen; in einem auf Freiheit hin orientierten
Gemeinwesen wie Oberösterreich, "sind es nämlich pri-
mär der einzelne bzw. die Gesellschaft selbst, die für die
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen der Men-
schen und damit für die Gewährleistung einer gesunden
Umwelt in der Gegenwart und für die nächsten Generatio-
nen zu sorgen haben, Es liegt aber doch am Staat, sein
Augenmerk verstärkt dorthin zu richten, wo die EinzeIvor-
sorge allein nicht m'ehr ausreicht. Dies trifft in besonderer
Weise auf den Umweltschutz zu, weil es hier häufig um
den sachgerechten Ausgleich divergierender, aber je für
sich betrachtet, legitimer gesellschaftlicher Interessen'
und um hohen Kostenaufwand geht Der erstrebens-
werten Realisierung 'verschiedener Projekte, die zur Er-
haltung und Steigerung des Lebensstandards erforder·
lieh erscheinen, stehen fast regelmäßig berechtigte An·
sprüche auf Erhaltung der natürlichen Beschaffenheit
z, B. eines Teils der Landschaft gegenüber. Angesichts
des in verschiedenem Bereichen immer deutlicher in Er-
scheinung tretenden Ungleichgewichts zwischen der
Nutzung und der Erhaltung ausreichender natürlicher Le-
bensbedingungen mit allen negativen Folgen, wie sie
sich zum Beispiel am sauren Regen und dem damit im
Zusammenhang gebrachten Waldsterben zeigen, ist es
ein Gebot der Stunde, dem Umweltschutz bei den staatli-
chen Aktivitäten den ihm gebührenden Platz als Staats-
aufgabe einzuräumen,

Dies soll dadurch geschehen, daß in die oberösterrei-
chische Landesverfassung als die grundlegende, alle Ak-
tivitäten des Landes Oberösterreich als Gliedstaat des
Bundesstaates Österreich bestimmende Rechtsvorschrift
der Umweltschutz in Form einer Staatszielbestimmung
und in Form eines Auftrags an alle Landesorgane (Ge-
setzgebung und Vollziehung) und der im Rahmen ihres
eigenen oder ,übertragenen Wirkungsbereiches in Lan-
desangelegenheiten tätigen Organe der Gemeinden, ihre
Tätigkeit vorrangig am Umweltschutz auszurichten, Ein-
gang findet Dem steht kainesfalls der Umstand entge-
gen, daß der Bundesverfassungsgesetzgeber in der Zwi-
schenzeit das Bundesverlassungsgesetz vom 27. No-
vember 1984, BGB!. Nr. 491, über den umfassenden Um-
weltschutz erlassen hat, in dem sich die Republik
ÖsterreiCh, also Bund, Länder und Gemeinden, zum um-
fassenden Umweitschutz bekennen. Durch,die beabsich-
tigte Ergänzung des O,Ö. Landes-Verfassungsgesetzes
1971 soll nämlich der Schutz der Umwelt als Staatsauf-

gabe und ais Auftrag an die in Betracht kommenden Or-
gane unmittelbar auch formeii'Bestandteil der O.Ö. Lan-
desrechtsordnung werden und so dieses gesamtstaat·
liehe Anliegen spezifisch landesrechtlich absichern.

Zu betonen ist freilich, daß für den Umwellschutz durch
Landesverfassungsgesetz nur zum Teil vorgesorgt wer-
den kann, da wesentliche Aspekte des Umweltschutzes
in die Kompetenz und somit in den Verantwortungsbe·
reich des Bundesfallen. In diesem Sinn enthält Art. 7a
Abs. 1 das auf den selbständigen Wirkungsbereich des
Landes Oberösterreich beschränkte Staatsziel, die natür-
liche Umwelt zu schützen. Art, 7a Abs, 2 konkretisiert
dieses Staatsziel als Verfassungsauftrag an alle Organe
des Landes, den Umweltschutz zu beachten; dieser Ver·
tassungsauftrag soll aber auch für Gameindeorgane gei-
ten, und zwar soweit, als sie Landesangelegenheiten
wahrnehmen' und deshalb durch Landesverfassungsge.
setz erlaßt werden. können. Oie im Art, 7 a Abs, 2 zu-
nächst angeführten Bereiche Naturschutz und Land-
schaftsschutz fallen jedenfalls in die Landaskompatenz.
Der Verfassungsauflrag hinsichtlich Lutt, Bodan, Wasser
und Lärm, wo vorrangig auch dem Bund Zuständigkeiten
zukommen, ist wegen Art, 7a Abs. 1 mit seinam Verweis
auf den selbständigen Wirkungsbereich als in dieser
Form auf Landesangelegenheiten beschränkt anzuse-
hen. Im Zusammenhang mit dieser Beschränkung steht
auch die bewußte Vermeidung des nunmehr im Bundes.
verfassungsgesetz BGB!. Nr, 491/1984 varankerten Be-
griffs "umfassender Umweltschutz". Schließlich kann
Umweltschutz im Landesbereich schon im Hinblick auf
die Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Ländern
sicherlich nicht im gleichen Sinn "umfassend" sein wie
für die Republik Österreich: Dies ändert aber selbstver·
ständlich' nichts daran, daß sich auch das Land Ober-
österreich zum umfassenden Umweltschutz bekennt.
Art, 7a stellt sogesehen eine Konkretisierung des Bun·
desverfassungsgesetzes über den umfassenden Umwelt-
schutz für den Landesbereich dar.

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß im Rahmen der
gegebenen Landeskompetenz auf dem Gebiet des Um-
weltschutzes schon in den vergangenen Jahren vor allem
auf einfachgesetzlicher Ebene zahlreiche Aktivitäten ent-
faltet wurden: An die Erlassung des O.Ö. Luftreinhallege-
setzes (LGB!. Nr. 34/1976) zum Schutz der Luft, des Ge-
setzes über die Lagerung und Verteuerung von brennba-
ren Flüssigkeilen (LGBL Nr, 33/1976) und des O,Ö. Abtall·
gesetzes (LGBI. Nr, 1/1975) vor allem zum Schutz von
Boden und Wasser sowie des O.Ö. Naturschutzgesetzes
(LGBL Nr, 80/1982) zum Schufz der Natur sei in diesem
Zusammenhang beispielsweise erinnert. Diese einfach·
gesetzlichen Maßnahmen, aber auch organisatorische
Vorkehrungen wie die Schaffung eines Umweltschutz-
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Cer Ausschuß für Verfassung ulld Verwal'lung bean-
lragl, der Hohe Landlag möge das beigefü~le' Lanjes.-
.erfassungsgeselz, mit dem das O.Ö. Land/es-Verlas-
sungsgesetz 1971 geändert wird (O.Ö. Landes-'Ver-
laBungsgeselznovelie 1985), beschließen_
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anwaHes erhalten de reh die Aufnahme des Umwelts:::hu:-
Z::t$ in die Landes-erfassung eine besondere verfas-
su~gsr8Chtliche Grun:llag€ und sind als im Sinne diesE·r
GruncUage als erlassen b~w. getroffen anzusehen. Die
neue verfassun~sre='lIiche Grund I age soll gleich~eiti~
iIJrerseils wieder für die Zukunft verstärkte Bemühungen
005 Landes Oberös1erreich und seiner Organe im Be-
reich des Umweltschutzes bewirken.

Sch .. arzinger
at·mann

Linz. am 22. Februar 1985

Mag. Kukacka
Berichterstauer

Landesverfassungsgeselz

vom _

m;: dem das O.Ö. Landes·Verfassungsgesetz 1971 geändert wird
(O.Ö. Landes-Verfaosungs~ esetznovelle 1!ISS)
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Der o.ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

::Jas O.Ö. Landes-Verfassunpgesetz 1971, LGEI. tJr.
34, in der Fassu,g der Kundmaohung LGBI. Nr. 21/1975,
der O.Ö. Landes-Verfassungsgese;znovelle 1979. _GBI.
Nr. 55, der 2. O.Ö. landeo-l'erfassungsge5elzn:Jvellle
1979, lGBL Nr. 77, der O.Ö. landes-Verfassu,gsgesetz-
noveile 1984. lGBI. Nr. 10, und der 2. O.Ö. Landes-
Ve'rfassungsgeselznovelle 1984. LGBI. Nr, 31, wind wie
folgt geändert:

Nach Art. 7 ist als Art. 7a einzu;ügen:

"Arlikel7a

(1) Das Land Oberösterreich schützt im Rahmen ~eines
selbsländigen WirkungsbereicIJes die natürliche Uenwelt
als lebensgrundlage des Menschen vor schä:Jlichm Ein·
wil"kungen.

i2) Es gehört zu den Aufgaber, aller Organa des la.nc es
uod der Gemeinden, ihre Tä1i~keil in Landesa.nge egen·
h~iten zum Schutz der Umwelt so auszurichten, daß ins·
b~sondere die Natur und die landschaft scwi" die Luft,
dE!r Boden und das Wasser in hrar natürlic,Em Beschaf-
fenheit möglichst wenig b"einlrächligt und StörJn~en
d'Jrch Lärm möglichst vermieden Herde n."

Artikel 11

Dieses Gesetz tritt mit dem au1 seine Kundmachlllng im
landesgesetzblatt für Oberösterreich folgenden Mnnats·
el sten in Kraft.
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